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Die Ausbildung des RichternachwuchBe~ 

Vorberei tungskurse hab,en sich bewährt 

An fra ge be a nt W 0 r tun g 

1.0ktooer 1952 

Eine .Anfrag~ d.er Abg. Dr.G s c h n i t zer und Genossen, betreffend. 

di~ Prijfung für die Aufnahme in den richterlichen Dienst, hat Bundesminister 

für Justiz D:ro.G e r es wie folgt beantwortet: 

In den Jahren 1945 bis 1947 wurde eine grosse Anzahl von Richteramts­

anwärtern/aufgenOJnUl.en, die dann in der Praxis den an sie herangetretenen 

Anforderungen nicht voll entsprachen, wozu nicht nur die durch den grossen 

Bedarf an Na.chwuchskräften veranlasste,Übernahme nicht voll qualifizierter 

Bewerber, sondern auch die sich in der Folge in leider verhä1tnismässig 

vielen Fällen als trügerisch erweisende Hoffnung beigetragen haben mag, 

daasdie eben aus dem Kriege oder der Gefangenschaft Heimgekehrten die 

:Waken in ihren Kenntnissen und in ihrer Ausbildung durch besonderen Fleiss 

und besondere Anstrengungen zu schliessen bemüht sein würden. Es stellte 

sich daher als ~m Interesse der Hebung des Niveaus und der Güte der Recht­

sp:reohung und damit auch dar reohtsuchenden B~völkerung als unbedingt not­

wentig hG-raua, nu1"Inebr solche Bewel'bel' in den ri.chterlichen Vorbereitungs­

dienst zu 'Übernehmenf deren Eignung schon im Zeitpunkte d;es Vorschlages 

durch den Prä.sidenten des Oberlandesgerichtes soweit wie möglich a.us~er 

Zweifel gesetzt worden war. 

Wie schon auf Grund ähnlicher Erfahrungen nach dem ersten Weltkriege 

bi~ in nie Dreissigerjahre hinauf der damalige Oberlandesgerichtspräsident 

Dr.Leonha,rd bat daher auch nun das Präsidium des Oberlandesgerichtes Wien 

vor einigen Jahren sogenannte Colloquier; eingeführt, bei welchen sich der 

Präside:nt in Gegenwart zweier Räte des Oberlandesgerichtes ode:r der 

Prä.sident des Landesgerichtes für,Zivilreohtssaöhen Wien einen Ub-erblick 

u"b~:r die Kenntnisse und die Persönlichkai t' dor Bewerber um das Richteramt 

versohafften. Die hiebei erzielten Erfolge haben mich als Präsidenten des 

Oberlandesgerichtes Wien nach der AmtsübernahmeimJata'e 1950 bew{)gen, die 

sich um die Ube-rnabme in den richterliohen Vorbe-reitungsdienst bewerbenden 

Rechtspraktikantan überdies zum ~esuche eines zu diesem Zwecke beim Ober-

1 andesgari chte Wien errichtetenVorbereitungskurses zu verhalten und sie 

sodann einer Prüfung zu unterziehen, die nun seither von zwei besonders b~ 
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währten und sich hiefür als geeignet erwiesenen Richtern, und zwar vom 

Rate des Obersten GerichtsllofesDr,Dinnebier und vom Rat des Oberlandes­

geriohtes Wien Janowsky, durchgeführtwerden~ 

Der Erfolg .dieser Massnahmen zeigte sich alsbald an den Ergebnissen 

der RiohteramtsprüfungenoWährend im Jahre 1947 von 74 Kandidaten nur 4 
mit ausgezeichneten. dagegen über ein~rittel, nämlich 25 nur mit gutem 

Erfolg entBprachen~ waren die entspreohenden Vergleichszahlen im Jahre 1951 

aut 13 beziehungsweise 5 von 33 Prüflingen gestiegen beziehungsweise 

zurückgegangen. Im laufenden Jahre haben bisher von 11 Kandidaten 7 die 

Prüfung mi t dem Kalkül tfausgezeichnet" und nur einer lI1i t "gut n bestanden. 

Die Ernennung eines Richteramtsanwärters liegt im pflichtgemässen 

Ermessen der Justizverwaltungsbehörde, ein Rechtsanspruch des Bewerbers 

besteht nicht. 

Die wesentliche Grundlage für die Ausübung dieses pf'1ichtgemässen 

Ermessens na.ch rein sachlichen Gesichtspunkten bildet die Kenntnis der 

fachlichen ~gnung der Nachwuchskraft~. ~a diese nach den jahrzehntelangen 

Erfahrungen durch die mehr oder weniger 'tron subjektiven Moment~n beein­

;flusste Dienstbesclme1bung der Ausbildungsrichter .nicht mi~ der bei der 

W1chtigkeitdiesesUmstandes unbedingt erforderlichen Verlässlichkeit 

erla.ngt werden konnte, erwies sich die Einführung des Vorbereitungskurses 

als übera.us erspriesslich und zweckmä.ssig~ _Durch diesen warden die von 

den Kandidaten auf den Hochsohulen erworbenen theoretischen Kenntnisse 

nun duroh erfahr~ne richterliche Kurslehrer den Erfordernissen der Recht-, 

spreohung in der Praxis entspreohend e~gänzt, die Bewerber in der richti­

gen Anwendung dieser Kenntnisse gesohult und schliesslich durch die soge­

nannte Vorprüfung in die Lage versetzt, ihre Eignung für den angestrebten 

Beruf nachzuweiseno 

Eine verlässliche Auslese des Richternachwuchses auf eine andere 

als diese Art zu erlangen erscheint nach den jahrzehntelangen diesbezüg­

lichen Erfahrungen aussichtslos~ 

Der Ansicht der Herren Interpellanten:, dass diese Massnahme für 

lä.ndliche Kandidaten zum Grossteil die Ergreifung des richterlichen Be­

rufes aus finanziellen Gründen unmöglich macht, vermag ich in der Erwägung 

ni~tt beizutreten, dass diese ja. auch als Hochsohüler vier Ja.hro in einer 

der drei österreichischen Rochschulstädte - die im Wiener Oberlandes­

geriohtssprengel wohnhaften zum überwi~genden Teile in Wien - leben müssen 
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und cUes ,noch dazu in der Regel ohne jeden staatlichen Zuschuss, sodass 

ihnen wohl zugemutet werden kann, als Be ..... .,erber um eines der wichtigsten 

und verantwortlic}lsten Staatsämter ein weiteres Halbjahr, also eine Art 

neunten Studtensemesters - noch dazu im, Genusse des staatlichen Unter~ 

stützungsbeitragea ~ ihrer praktischen Ausbildung bei Wiener Geriohten , . _ r.--

und durch den Besuch des oberlandesgerichtlichen Vorbereitungskurses zu 

widmen. 

In rechtlicher Hinsicht sind folgende Umstände hervJbrzuhebe.n: 

, Nach § 4 Absatß 3 GOG. gelten hinsichtlich der Bedingungen für den 

Eintritt inden riohter1ichen Vorbereitungsdienst diejenigen'Vorschriften, 

nach.welchen sich die Aufnahme in die Gerichtspraxis und dia Anstellung 

als Auskultant bestimmt. Die letzteren Vorschriften wurden nun durch 

§ 27 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl.sNr .. 22/47, ersetz't,. wonach 

die Au.fnahme in das Dienstverhältnis durch die Ernennung zum RichteramtsIP 

anwärter erfolgt. Die Aufnahme in die Gerichtspraxis (RechtsPrßXis) 

steht naoh § 16 GOn. demOberlandesgerichtspräsidenten zu. Diese Gerichts­

praxis betrifft nur die nicht im richterlichen Vorbereitungsdienst stehen­

den Rechtspraktikanten, was sich ebenso 'aus § 22 Gehaltsüberleitungsgesetz 

wie aus § 15 GOG. und aus dem Gesetz vom 24.Dezomber'1910, RGBl.Mr.I 1911. 

ergibt. 

Dieses Gesetz befasst sich mit den Voraussetzungen für die Anstellung 

der Richteramtsanwärter überhaupt nicht .. Ebensowenig regelt das Gehalts­

überleitungagesetz die Voraussetzungen für deren Ernennung. Auch § 4 
(1) 000. schreibt lediglich d.ie Voraussetzungen für die Befähigung zum 

Riohteramt vor" Ich halte es aber für vollkommen verfehlt, e silentio 

O"ohliessen zu wollen, die Abhaltung sogenannter Vorprüfungen sei gesetz­

lich unzulässlioh. Denn dieser Schluss müsste zu der weiteren Folgerung 

führeng dass für die Ernennung zum Riohteramtsanwti,rternur der Zeitpunkt 

des Einlanges des Bewerbungsgesuohes eines durch ,Absolvierung der Stu­

dien und die erfolgreiche Ablegung der Staatsprüfungen qualifizierten 

Bewerbers, mit anderen Worten das Zuvorkommen, ent6ch~idend s~in dürfte. 

Dies ohne Rücksicht ,auf das menr oder weniger gUte Ergebnis der Staats­

prüfungen, allfällige Reprobationen hiebei, die Leistungen des Bewerbers 

in der GerichtspraxiS, seine im Verlauf'ederselben zutage getJ;"etenen 

Fähigkeiten und Charaktereigenschaften, sein Auftreten, sein Benehmen 

und andere, seine Eignung IUr das Richteramt kennzeichnende Umstände. 

" 
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DaJ d1~;~ AUti'assung unhaltbar ist ,bedarf~t;i~~ we.i taren Be .... 

grUndung~ We~ laher umgekehrt die Meinung vertrGten worden muss, dass 

unter meh~er8D Bew~:rbernunbedingt der fachlich best;seignete vorz\W1e-. 

hen, also diese ßigensehaftvor der Ernennung das ·BewerbeTs feBt~ustellen 
. . 

1st, dann kann nicht eingesehen werden~ warum sich di~se Feststellung 

nur auf der Grtlndlage der, wie bereits oben angeführt; in die.ser Uinsi~ht 

ni~'ht voll verlässlichen Dienstbeschreibungen der ausbildenden Richter 

vo1.1ziehen soll und nicht auch auf Grund des Ergebnisses einer soge-

n~tEJn Vorpritl\lng. Dazu kommt: Gemäs.s § 11 der V\a~ö~ung vom 8,Jänner 1911, 

RGB1.Nr.5, eind ~wa.r fur die Rechtspraktikanten VQrwendungsa,usweise zu 

führen; in die auch die besonderen Wahrnehmungen über seine Tätigkeit 

einzutra.gen sind; Dienstbeschreibungen im Sinne der Zeugnisse na.ch § 7 
Absatz 2 GOG. üb3r die Richteramtsanwärter sieht das Gesetz niqht vor. 

Naoh dem Standp'Ilnkt der Herren Interpell.anten dürften also über aiS ein­

aelnen B~werber Gogar :nicht eirunal ausführliche Dienstbeschreibungen ein-
I ...... 

geholt werden, weil dies im Gesetze nicht ausdrüoklich vorgesehen ist. 

Schliesslich möchte ich noch besonders darauf hinweisen. da.ss 

die gegenständliche Vorprüfung; nie als Anstellungserfordernis ausser 

den im § 4 Absa.tz ~ GOG. für die Ernennung zum Richter festgesetzten 

gGwertet wurde, sondern nur der Information des Oberlandesgeriohts" 

1'~äs1denten darüber dient, ob der Rechtsanwaltsanwärter im Laufe der 
Geriohtspraxis jenen Grad von Wissen erworben hat, um damit als für den 

riohterl~ohen Vorbereitungsdienst geeignet angesehen werden zu können. 

loh beantworte daher die Anfrage ad 1) dahin. dass die gagen­

ständliohe Verfügung des Oberlandesgerichtspräsidiums Wien vom Bundes­

lIlinisteri\lm für Justiz 8.:::i lO .. Oktober 1951 zu Jl,,[Z1.6908/51 ohne Ge1tend­

maohung von Bedenken_ d<,:~_ ar zustimmend zur Kenntnis genommen wurd". Wie 

schon mein Vorgänger im Amte als Bunde.sminister für Justiz in seiner 

Beantwortung einer im wesentlichen gleichartigen .Anfrage des General­

sekreta.ria.ts der Österreichischen Volkspartei am 8.April 1952 zum Ausdruok 

braohte und Wie ioh hiemit bestätige, ist das Bund~sministerium für Justiz 

nicht geneigt, den in diesem Erlass festgesetzten Vorgang, der nach d~n 

obigen Darlegungen nicht als gesetzwidrig anzusehen ;ist, abzustellen be­

ziehungsweise rückgängig zu machen. 

Zur AnfJ;'age ad 2) verweise ich au~i~bigenAusführungen, ab welchen 

hervorgeht, dass eine Regelung der gegenständlichen Materie im Gesetzeswege 

nicht erforderlich erscheint und ich daher keinen Anlass finde, in dieser 

Richtung Massna.hmen zu treffen\') 

~ .. -.-.-... 
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